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XIII. Gesetzgehungsperiode 

6. Juli 1972 Präs.: .......... _. __ No. SQ1!J 

A n fra g e 

der Abgeordneten 

und Genossen 
Dipl. lug. LElTNEI!I ?r -?o,v.e-f 

an Herrn Bundesminister für Finanzen 

betreffend. die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben des Fami­

lienlastenausgleichsfonds. 

Im Jahre 1970, dem 1.Jahr der sozialistischen Minderhei~sregie­

rung, hat der Familienlastenausgleichsfonds einen Überschuß in 

der Höhe von 799 Millionen Schilling ausgewiesen. Dieser Über­

schuß war mehr als dreimal so hoch wie der Durchschnitt der • 
Jahre 1966 bis 1969. 

Im Jahre 1971 hat nach Mitteilung des Herrn Bundesminister für 

Finanzen, Dr.Androsch, der F~milienlastenausgleichsfonds 1.000 

Millionen Schilling Überschuß auszuweisen, welcher auf Grund 

des, während der ÖVP-Regierung 1968 besohlossenen Gesetzes als 

Guthaben bei der Österreichischen Postsparkasse liegt. 

Der tlberschuß im Jahre 1971 konnte trotz der in diesem Jahr vor­

genommenen Erhöhung der Familienbeihilfen um 40,-- S und der Fi­

nanzierung der Schulfahrtbeihilfe aus Mitteln des Fsmilienlasten­

ausgleichsfonds erreicht werden. 

Infolge des enorm steigenden Preisniveaus 'verden die Einnahmen 

des Familienlastenausgleiches auch 1972 star~ ansteigen und die 

Überschüsse anwachsen. Dennoch wurde die notwendige Verbesserung 

der Familienbeihilfen bisher von der sozialistischen Regierung 

bzw.der sozialistischen Parlamentsmehrheit. abgelehnt. 
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Die unterzeichneten Abgeordneten stellen daher folgende 

Alifrage: 

1) Wie verhalten sich die tatsächlichen Einnahmen des Familien­
lastenausgleichsfonds im ersten Halbjahr 1972 im Vergleicp 
zu den im BUdget 1972 präliminierten Ansätzen? 

2) vlie entwickeln sich die tatsächlichen Ausgaben des Familien­
la~tenausgleichsfonds im ersten Halbjahr 1972 im Vergleich 
zu den im Budget 1972 präliminierten Ansätzen? 

3) vlelche ÜberschUsse sind auf Grund dieser Einnahmen- und Aus­
/gabenentWicklung 1972 zu erwarten? 

4) Welchen Stand weist zur Zeit der Reservefonds auf? 

5) Wieso war es trotz der Überschüsse des Familienlastenausgleichs­
fonds ni,cht möglich im zweiten Halbjahr 1972 die Familienbeihilfen 

'den stark 'gestiegenen Lebenshaltungskosten anzupassen? 

6) Sind Sie bereit, den Beschlüssen des familienpolitischen Beirates 
beim Bu.ndeskanzleramt '. Re~hnun,g zu tragen, wonach die Hälfte 
der Kinderkosten d.urch die Beihilfe abgedeckt werden soll und 
werden Sie demnach für eine Staffelung der Beihilfenerhöhung 
nach der Kinderzahl eintreten? 

7) Wenn nein, warum nicht? 
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